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Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 10.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Hat das SG zur Gewährung einer Rente

wegen voller Erwerbsminderung verurteilt
und legt nur die Beklagte Berufung ein,
ist ein Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei
Berufsunfähigkeit nicht Gegenstand des
Berufungsverfahrens.

Normenkette SGB 6 § 43
SGB 6 § 240

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 R 36/21
Datum 28.04.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 R 1429/22
Datum 17.11.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 28.04.2022
aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃŸergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1960 geborene KlÃ¤ger erlernte von Mitte August 1976 bis Ende Januar 1980
den Beruf eines Energieanlagenelektronikers. AnschlieÃ�end war er â�� mit
Unterbrechungen durch Zeiten der ArbeitsunfÃ¤hig- und Arbeitslosigkeit â�� in
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diesem Beruf bzw. als Lagerverwalter (s. S. 57 Senats-Akte) respektive als
Servicetechniker (u.a. im AuÃ�endienst) beschÃ¤ftigt, zuletzt von Anfang Juli 2012
bis zu seiner Aussteuerung Ende Juni 2020 bei der Fa. G-Service in K im Bereich
Alarmanlagen. Ende Januar 2019 trat bei ihm ArbeitsunfÃ¤higkeit ein und er bezog
ab Mitte MÃ¤rz 2019 zunÃ¤chst Krankengeld, dann von Juni 2020 bis Juni 2022 (vgl.
S. 21 Senats-Akte) Arbeitslosengeld. In seinem Versichertenkonto sind fÃ¼r den
Zeitraum vom 27.06.2020 bis 31.12.2021 Beitragszeiten mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r
eine PflegetÃ¤tigkeit ausgewiesen. Wegen der weiteren Einzelheiten der
zurÃ¼ckgelegten rentenrechtlichen Versicherungszeiten wird auf den
Versicherungsverlauf vom 08.06.2022 (S. 24 ff. Senats-Akte) Bezug genommen. Bei
dem KlÃ¤ger ist ein Grad der Behinderung (GdB) von 50 festgestellt.

Vom 09.07. bis 13.08.2019 nahm der KlÃ¤ger an einer stationÃ¤ren
RehabilitationsmaÃ�nahme in der Klinik Z in W â�� Abt. Psychosomatik â�� teil, aus
der er ausweislich des Ã¤rztlichen Entlassungsberichts zwar arbeitsunfÃ¤hig, aber
mit einem zeitlichen LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden und mehr tÃ¤glich
fÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten (ohne Nachtschicht) auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt sowie als Servicetechniker entlassen wurde (Diagnosen:
rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode;
PanikstÃ¶rung; Adipositas Grad III; arterielle Hypertonie; Prostatahyperplasie;
MigrÃ¤ne, nicht nÃ¤her bezeichnet).

Am 23.04.2020 beantragte der KlÃ¤ger Rente wegen Erwerbsminderung. Die
Beklagte zog Ã¤rztliche Befundunterlagen bei und holte bei H das Gutachten nach
Aktenlage vom 07.05.2020 ein. Diese beschrieb eine depressive StÃ¶rung mit
Panik, ein als MigrÃ¤ne vorbeschriebenes Kopfschmerzsyndrom sowie ein
obstruktives Schlafapnoesyndrom an der Grenze zur Schwergradigkeit bei
Adipositas. Mittelschwere Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung, auch solche
eines Energieanlagenelektronikers, kÃ¶nne der KlÃ¤ger noch mehr als sechs
Stunden tÃ¤glich verrichten. In qualitativer Hinsicht seien besondere Anforderungen
an die nervliche Belastbarkeit, z.B. hÃ¶chste Verantwortung, stÃ¤ndig fordernder
Publikumsverkehr, Akkord oder TÃ¤tigkeiten in Sicherheitsbereichen, sowie
berufsmÃ¤Ã�ige FahrtÃ¤tigkeiten zu vermeiden.

Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom
18.05.2020 und der BegrÃ¼ndung ab, dass der KlÃ¤ger noch mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und als
Energieanlagenelektroniker tÃ¤tig sein kÃ¶nne, sodass er weder erwerbsgemindert
noch berufsunfÃ¤hig sei. Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren holte die
Beklagte eine Auskunft der Arbeitgeberin ein, auf diese wird Bezug genommen (S.
91 ff. VerwA), zog zudem weitere Ã¤rztliche Unterlagen bei und lieÃ� diese
sozialmedizinisch durch H auswerten (sozialmedizinische Stellungnahme vom
22.08.2020, Diagnosen: depressive StÃ¶rung mit Panik, als MigrÃ¤ne
vorbeschriebenes Kopfschmerzsyndrom, obstruktives CPAP-behandeltes
Schlafapnoesyndrom), die nunmehr eine Arbeit als Energieanlagenelektroniker mit
AuÃ�endiensttÃ¤tigkeit im Hinblick auf regelmÃ¤Ã�ige Ã�berstunden und Zeitdruck
nicht mehr als leidensgerecht erachtete; mittelschwere TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarkts in wechselnder KÃ¶rperhaltung (ohne Zeitdruck, z.B.
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Akkord, ohne Verantwortung fÃ¼r Menschen und Maschinen, ohne berufsmÃ¤Ã�ige
FahrtÃ¤tigkeiten, ohne regelmÃ¤Ã�ige Notwendigkeit von Ã�berstunden, ohne
Nacht- bzw. unregelmÃ¤Ã�ige Wechselschicht respektive Wochenend- und
Feiertagsarbeit sowie ohne hÃ¶chste Anforderung an Dauerkonzentration und
Aufmerksamkeit) seien ihm hingegen noch sechs Stunden und mehr tÃ¤glich
zumutbar. Darauf gestÃ¼tzt wies die Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers mit
Widerspruchsbescheid vom 09.12.2020 zurÃ¼ck, da weiterhin keine
Erwerbsminderung vorliege und er gesundheitlich und sozial zumutbar (u.a.) auf
eine TÃ¤tigkeit als Poststellenmitarbeiter oder Registrator verwiesen werden
kÃ¶nne, sodass auch keine BerufsunfÃ¤higkeit vorliege.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 05.01.2021 beim Sozialgericht Karlsruhe (SG) mit
dem Begehren, ihm eine â��Rente wegen voller Erwerbsminderungâ�� zu
gewÃ¤hren (s. S. 2, 11 SG-Akte), Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er im
Wesentlichen geltend gemacht, dass er auf Grund seiner im Vordergrund stehenden
psychischen Erkrankung mit Angst- und Panikattacken nicht mehr in der Lage sei,
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder in den genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten
regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig erwerbstÃ¤tig zu sein.

Das SG hat die behandelnden Therapeuten des KlÃ¤gers schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt. F hat mitgeteilt (Auskunft vom 15.03.2021),
beim KlÃ¤ger bestÃ¼nden bei in der AusprÃ¤gung wechselnden
Beschwerdeangaben rezidivierende depressive Episoden, eine schwergradige
generalisierte AngststÃ¶rung, eine PanikstÃ¶rung, eine MigrÃ¤ne sowie ein
obstruktives Schlafapnoesyndrom und eine Adipositas. Er halte den KlÃ¤ger im
Hinblick auf â��Beobachtungen aus dem tÃ¤glichen Leben im hÃ¤uslichen
Umfeldâ�� nicht in der Lage, tÃ¤glich sechs Stunden zu arbeiten. Der KlÃ¤ger habe
seinen Vater zur Pflege zu Hause und seine demente Schwiegermutter lebe
ebenfalls im Haus, was den KlÃ¤ger regelhaft an die Grenzen seiner Belastbarkeit
bringe. Dies sei eine Art Belastungserprobung im hÃ¤uslichen Umfeld und es sei
nicht vorstellbar, dass der KlÃ¤ger im Berufsleben â��nochmals Ã¼ber den
Zeitraum von 6 Stundenâ�� auch einer wenig belastenden nervlichen TÃ¤tigkeit
nachgehen kÃ¶nne. F (Auskunft vom 29.03.2021) hat u.a. Ã¼ber eine erhebliche
ErschÃ¶pfungsproblematik mit StimmungseinbrÃ¼chen berichtet. Es bestehe eine
chronifizierte schwere depressive Symptomatik mit schwerer AngststÃ¶rung und
Ã�berforderung. Er halte den KlÃ¤ger nicht mehr fÃ¼r â��berufsfÃ¤higâ��.

Die Beklagte ist dem mit der sozialmedizinischen Stellungnahme der R vom
19.04.2021 entgegengetreten. Der von dem F angenommene Schweregrad der
depressiven Erkrankung sei bereits deshalb nicht plausibel, weil der KlÃ¤ger sich
um seinen pflegebedÃ¼rftigen Vater kÃ¼mmere. NÃ¤mliches gelte hinsichtlich der
EinschÃ¤tzung des Dipl.-Psych., zumal der KlÃ¤ger die dortigen 50-minÃ¼tigen
psychotherapeutischen Sitzungen problemlos absolviere, was bei schwerwiegenden
kognitiven EinschrÃ¤nkungen und einem schweren Antriebsmangel nicht mÃ¶glich
wÃ¤re.

Nach Stellungnahme des KlÃ¤gers (s. S. 31 ff. SG-Akte), in der er u.a. geltend
gemacht hat (S.Â 33 SG-Akte), dass die Pflege seines Vaters (DurchfÃ¼hrung der
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â��morgendlichen bis zur abendlichen Toiletteâ��, Saubermachen und Wechseln
der Windeln, waschen, rasieren, bei Bedarf Haare und FingernÃ¤gel schneiden,
â��ihn frisch machenâ��, Katheter mehrmals spÃ¼len, mit seinem Vater Ã¼ber
â��Gott und die Welt redenâ��) keine groÃ�e kÃ¶rperliche Belastung sei, hat das
SG auf seinen Antrag nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) bei T ein
SachverstÃ¤ndigengutachten eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige hat nach
Untersuchung des KlÃ¤gers Mitte August 2021 eine depressive StÃ¶rung in Form
einer mittelgradigen depressiven Episode bei rezidivierend depressiver Erkrankung
sowie eine AngststÃ¶rung mit Panikattacken diagnostiziert. Seiner EinschÃ¤tzung
nach seien dem KlÃ¤ger auf Grund der hÃ¤ufigen, oft mehrmals tÃ¤glich
auftretenden Panikattacken keine TÃ¤tigkeiten Ã¼ber drei Stunden tÃ¤glich mehr
zumutbar. Es bestÃ¼nden insoweit auch EinschrÃ¤nkungen bei der Nutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel bzw. beim FÃ¼hren eines Pkw.

In ihrer Stellungnahme fÃ¼r die Beklagte vom 25.11.2021 hat R darauf
hingewiesen, dass schon auf Grund der vom SachverstÃ¤ndigen dokumentierten
Beschwerdeangaben allenfalls die Diagnose einer PanikstÃ¶rung, nicht jedoch die
einer mittelgradigen rezidivierenden depressiven StÃ¶rung bzw. einer
generalisierten AngststÃ¶rung nachvollziehbar sei. Der von ihm mitgeteilte
psychopathologische Befund bestehe im Ã�brigen im Wesentlichen allein aus den
subjektiven Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers. Auch habe der SachverstÃ¤ndige
weder die Wirksamkeit der dem KlÃ¤ger verordneten Medikation validiert, noch
Ã¼berhaupt die Therapietreue kritisch Ã¼berprÃ¼ft. Seine Leistungsbeurteilung sei
nicht plausibel, zumal eine Beschreibung relevanter FunktionseinschrÃ¤nkungen
und eine PlausibilitÃ¤ts- und KonsistenzprÃ¼fung fehle.

Nach Vorlage des Arztbriefs der M vom 17.02.2022 (Befund: suffiziente CPAP-
Einstellung) hat das SG mit Urteil vom 28.04.2022 den Bescheid der Beklagten vom
18.05.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 09.12.2020
â��aufgehobenâ�� und die Beklagte (antragsgemÃ¤Ã�) verurteilt, dem KlÃ¤ger
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung â��seit dem 23.04.2020
(Antragstellung)â�� zu gewÃ¤hren; auÃ�erdem hat es angeordnet, dass die
Beklagte die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu erstatten hat. Zur
BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass das zeitliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers unter drei Stunden tÃ¤glich liege, sodass ihm
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung ab dem 01.05.2020 zu gewÃ¤hren sei.
Dabei hat es sich hauptsÃ¤chlich auf das Gutachten des Facharztes T sowie auf die
Angaben des KlÃ¤gers gestÃ¼tzt, die â��authentischâ�� seien. Zwar bestehe der
vom SachverstÃ¤ndigen mitgeteilte psychopathologische Befund im Wesentlichen
aus einer reinen Wiedergabe der anamnestischen Angaben, dies reiche der Kammer
jedoch auch im Hinblick auf den von ihr in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewonnenen â��Eindruckâ�� vom KlÃ¤ger aus. Die AusfÃ¼hrungen der
BeratungsÃ¤rztin R gingen am Thema vorbei, auch wenn das
SachverstÃ¤ndigengutachten â��methodisch aufgrund fehlender Bausteine
angreifbar sein mÃ¶geâ��. Ob die Voraussetzungen fÃ¼r eine
BerufsunfÃ¤higkeitsrente vorlÃ¤gen, brauche nicht weiter eruiert zu werden.

Gegen das ihr am 10.05.2022 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 13.05.2022
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Berufung eingelegt. Sie hat im Wesentlichen unter Hinweis auf die
sozialmedizinische Stellungnahme der FachÃ¤rztin R ausgefÃ¼hrt, dass das
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen erhebliche MÃ¤ngel enthalte und die Angaben
des KlÃ¤gers nicht plausibel seien. FÃ¼r einen Rentenbeginn am 23.04.2020 fehle
ohnehin eine Grundlage und eine Dauerrente komme auch unter
BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen nicht
in Betracht.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 28.04.2022 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt (S. 19 Senats-Akte),

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hat das angefochtene Urteil verteidigt. Die letzten beiden â��Ã¶ffentlichenâ��
Panikattacken seien im Rahmen der beruflichen Wiedereingliederung (im Anschluss
an die RehabilitationsmaÃ�nahme, s. S. 49 Senats-Akte) â�� die er
â��eigenstÃ¤ndig auf 3 Wochen begrenzteâ�� (s. KlÃ¤gerschreiben vom
11.07.2020, unblattiert Ã�T-VerwA) -, u.a. bei einem Kunden, aufgetreten, was ihm
sehr peinlich gewesen sei. Jedenfalls habe er einen Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit, was auch Gegenstand der Klage
gewesen sei.

Der Senat hat von Amts wegen das SachverstÃ¤ndigengutachten des B vom 30.08.2022
eingeholt. B hat beim KlÃ¤ger nach Untersuchung von jeher vorbestehende
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierungen mit sicherlich auch nur begrenzter KonfliktfÃ¤higkeit und
Stressresistenz, eine (seit Ã¼ber 20 Jahren bekannte) agoraphobisch gefÃ¤rbte
PanikstÃ¶rung mit Einsicht in die Psychogenese der Beschwerden ohne
Vermeidungsverhalten, ein suffizient behandeltes Schlafapnoesyndrom ohne Anhalt fÃ¼r
assoziierte neuropsychiatrische Komplikationen, eine Adipositas permagna sowie ein seit
2010 remittiertes Kopfschmerzleiden diagnostiziert. Leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
des allgemeinen Arbeitsmarkts (ohne Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, an unmittelbar
gefÃ¤hrdenden Maschinen und in regelmÃ¤Ã�iger nervÃ¶ser Anspannung, etwa durch
Zeitdruck, ohne Arbeiten mit besonderen Anforderungen an die KonfliktfÃ¤higkeit, mit
fordernden sozialen Interaktionen bzw. mit Stressfaktoren wie Nacht- und Wechselschicht
respektive mit direktem Publikumsverkehr) seien dem KlÃ¤ger noch vollschichtig mÃ¶glich.
Die EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen T sei nicht nachvollziehbar, ebenso wie die
Annahme schwerer seelischer StÃ¶rungen seitens der behandelnden Therapeuten.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats durch Urteil ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts sowie des Vorbringens der Beteiligten wird auf
den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie der Akten beider RechtszÃ¼ge Bezug
genommen.
EntscheidungsgrÃ¼nde
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Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte und gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung der
Beklagten, Ã¼ber die der Senat auf Grund des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 SGG
), ist zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet. 

ZulÃ¤ssiger Gegenstand des Rechtsmittelverfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom
18.05.2020 in der Gestalt (Â§ 95 SGG) des Widerspruchsbescheids vom 09.12.2020, dies
indes nur insoweit, wie das SG diese Bescheide â��aufgehobenâ�� (richtig: abgeÃ¤ndert,
vgl. dazu sogleich) und die Beklagte zur GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch â�� SGB VI -)
â��seit dem 23.04.2020â�� verurteilt hat. Hiergegen hat sich die Beklagte gewandt und
nur sie hat Berufung eingelegt. Nicht Gegenstand des Verfahrens ist mithin (s. dazu auch
z.B. Senatsurteil vom 28.05.2020, L 10 R 2666/19), ob der KlÃ¤ger (auch) mit Erfolg Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit (Â§ 240 SGBÂ VI) beanspruchen
kann. DarÃ¼ber hat das SG ausdrÃ¼cklich nicht entschieden und der rechtskundig
vertretene KlÃ¤ger hat ausdrÃ¼cklich allein einen BerufungszurÃ¼ckweisungsantrag
gestellt (s. S. 19 Senats-Akte). Seine AusfÃ¼hrungen zu einem (vermeintlichen) Anspruch
auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit gehen mithin â��
worauf er vorab vom Senat hingewiesen worden ist (s. S. 21 Senats-Akte) â�� ins Leere. Sie
sind auch nicht als konkludente Erhebung einer (Anschluss-)Berufung (Â§Â 202 SatzÂ 1 SGG
i.V.m. Â§ 524 der Zivilprozessordnung â��Â ZPO -) auszulegen. Dem steht bereits
entgegen, dass sich Derartiges gerade nicht aus dem ausdrÃ¼cklich und allein auf die
ZurÃ¼ckweisung der Berufung der Beklagten gerichteten Rechtsmittelantrag (s.o.) ableiten
lÃ¤sst (vgl. dazu nur Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020,
Â§ 143 Rn. 5e m.w.N.). Unter Zugrundelegung dessen kann offenbleiben, ob eine
Anschlussberufung des KlÃ¤gers nicht ohnehin unzulÃ¤ssig wÃ¤re, weil mit ihr ein neuer,
eigenstÃ¤ndiger Streitgegenstand (s. zu den Renten nach Â§ 43 und Â§ 240 SGB VI sowie
zum jeweiligen Streitgegenstand nur Senatsurteile vom 28.05.2020, L 10 R 1902/19 und
vom 15.12.2016, L 10 R 878/15, m.w.N., auch zur Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts â�� BSG -) eingefÃ¼hrt wÃ¼rde, der Ã¼ber den prozessualen
Anspruch der Hauptberufung der Beklagten hinausginge (s. dazu nur Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a.a.O., Â§ 143 Rn. 5d m.w.N.).

Das SG hat den Bescheid vom 18.05.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 09.12.2020 zu Unrecht abgeÃ¤ndert und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren. Denn er ist im Sinne der
maÃ�geblichen gesetzlichen Regelungen (Â§ 43 SGBÂ VI) weder voll noch teilweise
erwerbsgemindert, weshalb ihm Rente wegen voller Erwerbsminderung weder aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden noch wegen Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarkts
zusteht. Die angefochtenen Bescheide sind insoweit rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. In Ansehung dessen kann auf sich beruhen, dass der
Urteilsausspruch des SG zum Rentenbeginn (â��seit dem 23.04.2020â��) gegen Â§ 99 Abs.
1 SGBÂ VI verstÃ¶Ã�t, dass dieser Rentenbeginn nicht mit den EntscheidungsgrÃ¼nden
(â��ab dem 01.05.2020â��) Ã¼bereinstimmt und dass in der BegrÃ¼ndung auch jegliche
AusfÃ¼hrungen zu Â§ 102 Abs. 2 Satz 1 und 5 SGB VI fehlen, obgleich das SG die Rente
(aus gesundheitlichen GrÃ¼nden, also unabhÃ¤ngig von der Arbeitsmarktlage) ausweislich
des Tenors ohne zeitliche Befristung zugesprochen hat; gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 Satz 1 SGB
VI werden Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit indes auf Zeit geleistet und Satz
5 der Regelung bestimmt, dass Renten, auf die ein Anspruch unabhÃ¤ngig von der
jeweiligen Arbeitsmarktlage besteht, nur unter bestimmten weiteren Voraussetzungen
unbefristet geleistet werden. Denn das angefochtene Urteil kann insgesamt keinen Bestand
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haben, zumal das SG seine Ã�berzeugung (vgl. Â§ 128 Abs. 1 SGG) auch maÃ�geblich auf
den â��Eindruckâ�� vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gestÃ¼tzt hat, obgleich
eine entsprechende medizinische Fachkompetenz der erkennenden Kammer des SG nicht
zu erkennen ist (vgl. dazu nur BSG 31.01.2008, B 2 U 311/07 B, zitiertÂ â�� wie alle
nachfolgenden hÃ¶chstrichterlichen EntscheidungenÂ â��Â nach juris, Rn. 6; Senatsurteil
vom 12.12.2019, L 10 R 2401/19), weswegen sich das SG auch veranlasst gesehen hat, ein
Ã¤rztliches SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen, was auch nach Â§ 109 Abs. 1 SGG
nicht in Betracht gekommen wÃ¤re, wenn es auf Ã¤rztlichen Sachverstand gar nicht
ankÃ¤me (vgl.Â dazu nur Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a.a.O., Â§ 109
Rn. 10a m.w.N.). 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die dem KlÃ¤ger vom SG zugesprochene Rente wegen voller
Erwerbsminderung ist Â§ 43 Abs. 2 SGB VI. Danach haben Versicherte bis zum Erreichen
der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie (u.a.)
voll erwerbsgemindert sind. Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI sind voll erwerbsgemindert
Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande
sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Volle Erwerbsminderung besteht Ã¼ber die
Regelung des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI hinaus nach der Rechtsprechung des BSG (GroÃ�er
Senat 10.12.1976, GS 2/75 u.a.) bei regelmÃ¤Ã�ig bejahter Verschlossenheit des
Arbeitsmarktes auch dann, wenn eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung von drei bis unter
sechs Stunden vorliegt. Nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI ist aber nicht erwerbsgemindert, wer
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt der KlÃ¤ger indes nicht, weil er zur Ã�berzeugung
des Senats trotz der bei ihm bestehenden gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen
noch in der Lage ist, jedenfalls leichte berufliche TÃ¤tigkeiten unter
BerÃ¼cksichtigung der von dem SachverstÃ¤ndigen B angefÃ¼hrten qualitativen
EinschrÃ¤nkungen (keine Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, an unmittelbar
gefÃ¤hrdenden Maschinen und in regelmÃ¤Ã�iger nervÃ¶ser Anspannung, etwa durch
Zeitdruck, keine Arbeiten mit besonderen Anforderungen an die KonfliktfÃ¤higkeit, mit
fordernden sozialen Interaktionen bzw. mit Stressfaktoren wie Nacht- und Wechselschicht
respektive mit direktem Publikumsverkehr) mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu
verrichten, wobei der Senat zugunsten des KlÃ¤gers seiner Beurteilung auch die von H
zuletzt zusÃ¤tzlich aufgefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen (keine hÃ¶chsten
Anforderungen an Dauerkonzentration und Aufmerksamkeit, keine Verantwortung fÃ¼r
Menschen und Maschinen, keine berufsmÃ¤Ã�igen FahrertÃ¤tigkeiten) zu Grunde legt. Mit
diesem LeistungsvermÃ¶gen liegt weder volle noch teilweise Erwerbsminderung vor.

Beim KlÃ¤ger stehen GesundheitsstÃ¶rungen von psychischer Seite ganz im
Vordergrund. Insoweit leidet er an von jeher vorbestehenden
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierungen mit nur begrenzter KonfliktfÃ¤higkeit und Stressresistenz
sowie an einer (seit Ã¼ber 20 Jahren bekannten) agoraphobisch gefÃ¤rbten PanikstÃ¶rung
mit Einsicht in die Psychogenese der Beschwerden ohne Vermeidungsverhalten, wobei
diese Anomalien, soweit objektivierbar, indes lediglich zu den o.a. qualitativen
EinschrÃ¤nkungen nicht jedoch zu einer zeitlichen Leistungslimitierung fÃ¼hren. Dies hat
der SachverstÃ¤ndige B in seinem fÃ¼r den Senat erstatteten Gutachten auf der Grundlage
des von ihm erhobenen klinischen Befunds, der ihm vom KlÃ¤ger geschilderten noch
mÃ¶glichen AlltagsaktivitÃ¤ten und erhaltenen Interessen sowie unter BerÃ¼cksichtigung
der objektivierbaren Beschwerdeangaben in jeder Hinsicht Ã¼berzeugend dargelegt.
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Bei der Ã¼ber dreieinhalbstÃ¼ndigen Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen,
zu der der KlÃ¤ger Ã¼berpÃ¼nktlich und Ã¤uÃ�erlich gepflegt erschienen ist, hat
bei ihm eine lebendige Antriebslage ohne Anzeichen einer ErschÃ¶pfung oder
ErmÃ¼dung vorgelegen. Seine Konzentration ist â�� entgegen seinen
Beschwerdeangaben, so B â�� uneingeschrÃ¤nkt und nicht nachlassend gewesen,
ebenso wie seine Auffassung, Aufmerksamkeit, MerkfÃ¤higkeit oder
GedÃ¤chtnisleistung. Der KlÃ¤ger hat eine ausgeglichene Grundstimmung mit
unbekÃ¼mmertem Tonfall (â��gemÃ¼tlich und humorvoll plauderndâ��) bei
affektiv und inhaltlich sehr guter Auslenkbarkeit und sehr guter Mitarbeit gezeigt. Er
ist durchweg ausgesprochen liebenswÃ¼rdig, humorvoll und in der Lage gewesen,
prÃ¤zise und klar zu antworten (z.B. beim ErklÃ¤ren von Einzelheiten seiner
Smartwatch). Ein erkennbarer Leidensdruck hat nicht vorgelegen, ebenso wenig die
Notwendigkeit einer Pause wÃ¤hrend der mehrstÃ¼ndigen Exploration. Er ist
bewusstseinsklar, sicher in allen QualitÃ¤ten orientiert, im Denken formal geordnet
sowie sofort spontan im Kontakt und im GesprÃ¤ch gewesen. Hinweise auf eine
hirnorganische LeistungsstÃ¶rung, intellektuelle Defizite, kognitive StÃ¶rungen,
WahrnehmungsstÃ¶rungen, Ich-StÃ¶rungen, psychotische Anzeichen oder
paranoide Inhalte haben nicht vorgelegen. 

GegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen hat der KlÃ¤ger angegeben, ein groÃ�er
Hundefreund zu sein, zweimal am Tag mit seinem SchÃ¤ferhund Gassi zu gehen (â��schon
so 20-30 Minuten unterwegsâ��, auch morgens zum BÃ¤cker), gerne zu kochen
(namentlich zu bestimmten AnlÃ¤ssen, z.B. Leber, die ein Freund gerne esse) und zu essen,
HaushaltstÃ¤tigkeiten zu erledigen, regelmÃ¤Ã�ig Auto zu fahren (wenn auch lange,
unbekannte Strecken nur ungern, zu Hause aber â��ganz normalâ��, z.B. zur Tochter nach
K, zum Einkaufen, zum Arzt, seine Frau â��ins GeschÃ¤ftâ��), eine sehr gute Beziehung zu
seiner Tochter, seiner Frau und zu seinem ebenfalls im Haus wohnenden Neffen zu haben,
mit seinen zwei EnkeltÃ¶chtern (die auch bei ihm und seiner Frau Ã¼bernachten)
â��rumzutobenâ��, zu malen, gemeinsam BilderbÃ¼cher anzuschauen, diese auch in W zu
besuchen (â��mal mit Frau, mal auch alleineâ��, jeweils mit dem Auto hin), mit den
Enkelkindern gerne AusflÃ¼ge zu unternehmen (z.B. â��KÃ¤nguru-Farmâ��, Freizeitparks,
Schwimmbad, auswÃ¤rts essen gehen), im eigenen Pool zu schwimmen, den Ã¼ber
90-jÃ¤hrigen Vater (Pflegegrad IV), zu dem er ebenfalls eine â��wirklich sehr guteâ��
Beziehung habe, zu pflegen (namentlich: Umlagern vom Bett in den Rollstuhl, Fahren des
Vaters mit dem Rollstuhl in den Hof bei schÃ¶nem Wetter, Windeln wechseln, wickeln nach
Abgang von Stuhlgang in die Hose bzw. ins Bett, Essen zubereiten und mundfertig
herrichten, sich auch nachts um ihn kÃ¼mmern, wenn ihm z.B. etwas herunterfÃ¤llt),
wobei die Frau koche und wasche, fÃ¼r den Rest sei er â��zustÃ¤ndigâ��, den Rasen zu
mÃ¤hen, auswÃ¤rts essen zu gehen bzw. ins CafÃ© (â��morgens irgendwo schÃ¶n
auswÃ¤rts frÃ¼hstÃ¼ckenâ��), gemeinsam u.a. mit seiner Frau im Garten zu sitzen, sich
dort zu unterhalten (â��trinken ein bissl wasâ��) oder mit dem Tablet zu
â��schmÃ¶kernâ��, â��was man kaufen kÃ¶nneâ�� (namentlich im Bereich Elektrotechnik
und Computer), gemeinsam mit seiner Frau oder auch getrennt fern zu sehen, zwei bis drei
Stunden am Tag am Computer zu sitzen (YouTube schauen, z.B. â��Dashcam-Videosâ��,
Snooker, Formel 1) sowie zu lesen (â��richtig abtauchenâ�� in gute BÃ¼cher). Er habe
nach wie vor einen guten Freundeskreis, so treffe er sich beispielsweise tÃ¤glich mit einem
Freund bei ihm daheim und mit den anderen Freunden ein- bis zweimal im Monat, gehe
gemeinsam ins CafÃ© oder essen. Auch halte er noch Kontakt zu ehemaligen Kollegen
(WhatsApp), so sei er z.B. vor einem halben Jahr â��einfach mal selbst vorbeigefahrenâ��,
um â��Halloâ�� zu sagen (16 km). Elektroniker sei sein Traumjob gewesen und das sei
auch weiterhin sein Hobby, z.B. helfe er Freunden, wenn bei einer Installation was
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schiefgelaufen sei. Ein Urlaub an den bayerischen Seen oder an der mecklenburgischen
Seenplatte wÃ¼rde ihn interessieren, er kÃ¶nne aber wegen der Pflege des Vaters nicht in
Urlaub.

Zwar hat der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber B angegeben, dass er einmal am Tag eine
Panikattacke erleide. Zugleich hat er aber darauf hingewiesen, dass er die StÃ¤rke
der AnfÃ¤lle und die Art, wie er damit umgehe, durch die Psychotherapie habe
bessern kÃ¶nnen. SchwÃ¤chere AnfÃ¤lle schaffe er, â��wegzukriegenâ��, indem er
sich eine Arbeit suche (etwa im Hof Knochensteine legen, ein Regal an die Wand
schrauben oder Bastelarbeiten). Als die Beklagte â��Einspruchâ�� eingelegt habe,
habe er â��sofortâ�� einen schweren Panikanfall erlitten, den letzten dann am
Abend vor der Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen, wobei er
â��mittlereâ�� AnfÃ¤lle jeden Tag habe und sich der letzte schwere vor einer
Woche ereignet habe, als er Ã¼ber seine Zukunft nachgedacht habe (s. S. 69
Senats-Akte, dazu auch noch sogleich).

Dass B in Ansehung all dessen, insbesondere auch vor dem Hintergrund einer
erheblichen Diskrepanz zwischen dem Beschwerdevorbringen und dem im
Wesentlichen unauffÃ¤lligen objektiv-klinischen Befund respektive der
widersprÃ¼chlichen Beschwerdeangaben (namentlich: einerseits letzter schwerer
Anfall am Abend vor der Untersuchung durch B, andererseits Angabe, der letzte
schwere Anfall habe sich vor einer Woche ereignet, s. S. 69 Senats-Akte;
gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen T Angabe, dass â��oft mehrmals tÃ¤glichâ��
Panikattacken, vgl. S. 73 SG-Akte, hingegen gegenÃ¼ber B: â��einmal am Tag, maximal 15
Minutenâ��, S. 67 Senats-Akte, obgleich keine Panikattacke wÃ¤hrend der gesamten
RehabilitationsmaÃ�nahme in W, s. dazu schon den entsprechenden Hinweis der dortigen
Ã�rzte, s. Bl. 2 Seite 5 des Entlassungsberichts; ebenfalls gegenÃ¼ber
dem SachverstÃ¤ndigen T Angabe, MigrÃ¤neattacken â��ca. zweimal im Monat, s. S. 57 SG-
Akte, gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen B hingegen: â��MigrÃ¤ne in den Jahren 1982
bis 2010 gehabtâ��, von da an â��nicht mehr aufgetretenâ��, â��jetzt fÃ¼r ihn wirklich
kein Problem mehrâ��, s. S. 71 Senats-Akte) sowie der vielfÃ¤ltigen auÃ�erberuflichen
AktivitÃ¤ten des KlÃ¤gers mit Pflege des Vaters lediglich leichte StÃ¶rungen von
psychischer Seite angenommen und insbesondere ein panikstÃ¶rungsassoziiertes
Vermeidungsverhalten verneint hat, ist fÃ¼r den Senat in jeder Hinsicht schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar.

Nachdem der KlÃ¤ger gegen die EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen B keine
EinwÃ¤nde erhoben, sondern sich zu dem Gutachten vielmehr Ã¼berhaupt nicht
(mehr) geÃ¤uÃ�ert hat, besteht keine Veranlassung, die Befunderhebung des B, der
â�� wie dargelegt â�� lediglich leichtgradige Funktionsdefizite ohne Auswirkung auf
das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen hat objektivieren kÃ¶nnen, und die daraus von
ihm Ã¼berzeugend abgeleitete Leistungsbeurteilung in Frage zu stellen; die
entgegenstehende LeistungseinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen T und die der
behandelnden Therapeuten F und F1 ist damit widerlegt.

Lediglich ergÃ¤nzend merkt der Senat daher noch Folgendes an:

Die LeistungseinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen T kann bereits deshalb nicht
Ã¼berzeugen, weil sie â�� worauf bereits die FachÃ¤rztin R in ihrer
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sozialmedizinischen Stellungnahme vom 25.11.2021 (als qualifiziertes
Beteiligtenvorbringen verwertbar) zu Recht â�� und nicht wie das SG gemeint hat, â��am
Thema vorbeiâ�� â�� hingewiesen hat, nicht befundgestÃ¼tzt ist, sondern im Wesentlichen
auf den subjektiven Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers beruht, die der SachverstÃ¤ndige
seiner EinschÃ¤tzung ohne kritisches Hinterfragen und ohne Validierung zu Grunde gelegt
hat. Dass die Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers indes nicht Grundlage der Beurteilung sein
kÃ¶nnen, folgt bereits daraus, dass sie mit dem objektiv-klinischen Befund (s.o.) nicht in
Ã�bereinstimmung zu bringen und inkonsistent sowie widersprÃ¼chlich sind. Von einer
â��authentischenâ�� Beschwerdeschilderung kann entgegen dem SG mithin nicht die Rede
sein.

Die LeistungseinschÃ¤tzung des Facharztes F (in seiner Auskunft gegenÃ¼ber dem
SG) Ã¼berzeugt schon deshalb nicht â�� NÃ¤mliches gilt hinsichtlich der ohnehin
nur pauschal gebliebenen EinschÃ¤tzung des F1 (Auskunft gegenÃ¼ber dem SG),
der ohnehin kein Facharzt fÃ¼r Psychiatrie ist -, weil er von hÃ¶hergradigen
seelischen StÃ¶rungen, ebenfalls maÃ�geblich gestÃ¼tzt auf die Angaben des
KlÃ¤gers, ausgegangen ist, die beim KlÃ¤ger indes â�� wie oben dargelegt â��
nicht vorliegen. Ohnehin hat der Arzt verkannt, dass es nicht darauf ankommt, ob
der KlÃ¤ger neben der bzw. im Anschluss an die Pflege seines Vaters noch leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts unter Beachtung qualitativer
EinschrÃ¤nkungen im Umfang von sechs Stunden und mehr tÃ¤glich verrichten
kann, sondern allein maÃ�geblich ist, ob der KlÃ¤ger unabhÃ¤ngig von der
PflegetÃ¤tigkeit â�� und auch ansonsten losgelÃ¶st von AlltagsaktivitÃ¤ten
respektive Belastungen im hÃ¤uslichen bzw. privaten Umfeld â�� gesundheitlich
dazu in der Lage ist. Dies ist entsprechend der obigen AusfÃ¼hrungen der Fall.
Soweit der KlÃ¤ger relativierend gemeint hat (s. seine persÃ¶nliche Stellungnahme
im SG-Verfahren, S.Â 33 SG-Akte), die Pflege sei â��keine groÃ�e kÃ¶rperliche
Belastungâ��, ist dies in Ansehung der von ihm selbst geschilderten umfangreichen
pflegerischen TÃ¤tigkeiten, fÃ¼r die zu seinen Gunsten als nicht erwerbsmÃ¤Ã�ig
tÃ¤tige Pflegeperson auch PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Rentenversicherung
berÃ¼cksichtigt werden (Â§ 3 Satz 1 Nr. 1a SGB VI), nicht nachvollziehbar, worauf R
ebenfalls zutreffend hingewiesen hat (sozialmedizinische Stellungnahme vom
19.04.2021). Ohnehin hat der KlÃ¤ger selbst â�� worauf B zutreffend aufmerksam
gemacht hat (s. S. 27, 87, 92 Senats-Akte) â�� eine berufliche TÃ¤tigkeit unter
BerÃ¼cksichtigung qualitativer EinschrÃ¤nkungen gar nicht ausgeschlossen.

Sonstige GesundheitsstÃ¶rungen, die Auswirkung auf das zeitliche
LeistungsvermÃ¶gen haben kÃ¶nnten, liegen beim KlÃ¤ger nicht vor. Dies stÃ¼tzt
der Senat hinsichtlich der seit 2010 remittierten Kopfschmerzleiden (s.o.) auf das
SachverstÃ¤ndigengutachten des B, hinsichtlich des Schlafapnoesyndroms auf den
Arztbrief der M vom 17.02.2022, die von einer suffizienten CPAP-Therapie berichtet
hat, sowie ebenfalls auf das Gutachten des B, der NÃ¤mliches beschrieben
(namentlich Angabe des KlÃ¤gers, dass er mit der Maske â��klar kommtâ�� und
ausreichend schlafen kann, s. S. 73 Senats-Akte) und keinen Anhalt fÃ¼r assoziierte
neuropsychiatrische Komplikationen zu erkennen vermocht hat, sowie hinsichtlich
der internistischen StÃ¶rungen (Adipositas permagna, arterielle Hypertonie,
Prostatahyperplasie) auf den Entlassungsbericht der Ã�rzte in Waldachtal;
Abweichendes hat sich im hiesigen Verfahren nicht ergeben.
Unter Zugrundelegung all dessen hat der Senat â�� entgegen dem SG â�� keinerlei

                            10 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/3.html


 

Zweifel, dass der KlÃ¤ger noch in der Lage ist, jedenfalls leichte Arbeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt unter Beachtung der oben genannten qualitativen
EinschrÃ¤nkungen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten, sodass er
nicht erwerbsgemindert ist (Â§ 43 Abs. 3 Halbsatz 1 SGB VI). Dabei ist es
unerheblich, ob ein dem LeistungsvermÃ¶gen entsprechender Arbeitsplatz
vermittelt werden kann, weil nach Â§ 43 Abs. 3 Halbsatz 2 SGB VI die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist.

Die Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit ist vorliegend nicht erforderlich (vgl.
BSG 14.09.1995, 5 RJ 50/94, auch zum Nachfolgenden). Denn nach der Rechtsprechung des
BSG steht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine so groÃ�e Anzahl von TÃ¤tigkeitsarten
zur VerfÃ¼gung, dass das Vorhandensein einer geeigneten VerweisungstÃ¤tigkeit
offensichtlich ist. Nur ausnahmsweise ist fÃ¼r einen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
verweisbaren Versicherten wie dem KlÃ¤ger mit zumindest sechsstÃ¼ndigem
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte Arbeiten die Benennung einer konkreten
VerweisungstÃ¤tigkeit erforderlich, wenn die ErwerbsfÃ¤higkeit durch mehrere
schwerwiegende gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen oder eine besonders einschneidende
Behinderung gemindert ist. In der Rechtsprechung des BSG sind bestimmte FÃ¤lle
anerkannt (z.B. Einarmigkeit, vgl. BSG, a.a.O., m.w.N.), zu denen der vorliegende Fall aber
nicht gehÃ¶rt. Vielmehr braucht eine VerweisungstÃ¤tigkeit erst benannt zu werden, wenn
die gesundheitliche FÃ¤higkeit zur Verrichtung selbst leichter TÃ¤tigkeiten in vielfÃ¤ltiger,
auÃ�ergewÃ¶hnlicher Weise eingeschrÃ¤nkt ist. Dies ist jedenfalls dann nicht der Fall,
wenn ein Versicherter noch vollschichtig kÃ¶rperlich leichte Arbeiten ohne Heben und
Tragen von GegenstÃ¤nden Ã¼ber 5 kg, ohne Ã¼berwiegendes Stehen und Gehen oder
stÃ¤ndiges Sitzen, nicht in NÃ¤sse, KÃ¤lte oder Zugluft, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne
Zwangshaltungen, ohne besondere Anforderungen an die Fingerfertigkeit und nicht unter
besonderen Unfallgefahren zu verrichten vermag (BSG a.a.O.; BSG 27.04.1982, 1Â RJ
132/80). Denn ein Teil dieser EinschrÃ¤nkungen stimmt bereits mit den
TÃ¤tigkeitsmerkmalen einer kÃ¶rperlich leichten Arbeit Ã¼berein; dies gilt insbesondere
fÃ¼r die geminderte FÃ¤higkeit, Lasten zu bewÃ¤ltigen und die geringe Belastbarkeit der
WirbelsÃ¤ule (BSG a.a.O.) mit den hierauf beruhenden EinschrÃ¤nkungen. Diese zur
frÃ¼heren Rechtslage entwickelten GrundsÃ¤tze sind auch fÃ¼r AnsprÃ¼che auf Renten
wegen Erwerbsminderung nach dem ab dem 01.01.2001 geltenden Recht weiter
anzuwenden (vgl. zuletzt BSG 11.12.2019, B 13 R 7/18 R). Nicht anders liegt der Fall des
KlÃ¤gers. Auch bei ihm wird den qualitativen EinschrÃ¤nkungen (s.o.) im Wesentlichen
bereits dadurch Rechnung getragen, dass ihm nur noch leichte Arbeiten zugemutet werden.

Unerheblich ist dabei, dass beim KlÃ¤ger die Schwerbehinderteneigenschaft anerkannt ist.
Denn der Schwerbehinderteneigenschaft eines Versicherten kommt hinsichtlich seiner
zumutbaren beruflichen Einsetzbarkeit keinerlei Aussagekraft zu (BSG 19.09.2015, B 13 R
290/15 B). Ebenso unmaÃ�geblich fÃ¼r den erhobenen Anspruch ist, ob der KlÃ¤ger
weiterhin wegen Krankheit oder Behinderung behandlungsbedÃ¼rftig oder â��Â auch
hÃ¤ufig â�� arbeitsunfÃ¤hig ist (vgl. nur BSG 31.10.2002, B 13 R 107/12 B).
Der Senat stellt schlieÃ�lich noch fest, dass beim KlÃ¤ger auch keine schwere spezifische
Leistungsbehinderung in Gestalt einer EinschrÃ¤nkung seiner WegefÃ¤higkeit (vgl. dazu
nur BSG 12.12.2011, B 13 R 79/11 R, Rn. 20 m.w.N.) vorliegt. Dies ergibt sich bereits
daraus, dass der KlÃ¤ger entsprechend seiner Angaben gegenÃ¼ber dem
SachverstÃ¤ndigen B (s.o.) vielfÃ¤ltig sein Kfz nutzt. DemgemÃ¤Ã� hat B auch keine
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit gesehen. Soweit der SachverstÃ¤ndige T dem
gegenÃ¼ber gemeint hat, eine RegelmÃ¤Ã�ig- und VerlÃ¤sslichkeit sei insoweit nicht
gegeben, widerspricht dies gerade den Angaben des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber B.
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Nach alledem ist das angefochtene Urteil des SG im Rahmen des Berufungsantrags
der Beklagten aufzuheben und die Klage abzuweisen.

AbschlieÃ�end merkt der Senat lediglich noch am Rande an, dass der KlÃ¤ger
entsprechend seinem oben festgestellten LeistungsvermÃ¶gen auch nicht
berufsunfÃ¤hig ist, sodass er selbst bei einem zulÃ¤ssigen (Anschluss-)Rechtsmittel
(s.o.) eine solche Rente nicht mit Erfolg beanspruchen kÃ¶nnte. Denn die von der
Beklagten benannte VerweisungstÃ¤tigkeit (u.a.) eines Poststellenmitarbeiters
wÃ¼rde auf der Grundlage namentlich des SachverstÃ¤ndigengutachtens des B
einen fÃ¼r ihn sozial und gesundheitlich zumutbaren Verweisungsberuf (s. dazu
bzw. zu den gesundheitlichen Anforderungen im Einzelnen nur Senatsurteil vom
13.12.2018, L 10 R 411/15, in juris, Rn. 46 ff. m.w.N.) darstellen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.
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